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Abkiirzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission flir soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerats

BAG Bundesamt fur Gesundheit

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

Biiro-NR Blro des Nationalrates

GPDel Geschaftsprafungsdelegation

Biiro-SR Blro des Standerates

BLV Bundesamt fir Lebensmittelsicherheit und Veterindrwesen

HIV Humanes Immundefizienz-Virus

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

SRK Schweizerisches Rotes Kreuz

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

KAE Kurzarbeitsentschadigung

Obsan Schweizerisches Gesundheitsobservatorium

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
ats

CdG Les Commissions de gestion

CSEC-CE gtorpmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
ats

OFSP Office fédéral de la santé publique

DFI Département fédéral de I'intérieur

Bureau-CN Bureau du Conseil national

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats

OSAV Office fédéral de la sécurité alimentaire et des affaires vétérinaires

VIH Virus de I'immunodéficience humaine

AOS Assurance obligatoire des soins

CRS Croix-Rouge suisse

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil

national
RHT Indemnité en cas de réduction de I'horaire de travail
Obsan Observatoire suisse de la santé

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



BERICHT
DATUM: 09.03.2022
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 12.03.2020
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

In der Frihjahrssession 2022 nahmen die beiden Kammern Kenntnis vom Jahresbericht
2021 der GPK und der GPDel. Im Standerat fassten Matthias Michel (fdp, ZG), Maya Graf
(gp, BL), Charles Juillard (mitte, JU) und Hans Stockli (sp, BE) als
Kommissionssprechende die zentralen Punkte des Berichts zusammen. Darlber hinaus
rechnete Matthias Michel vor, dass die GPK und die verschiedenen Subkommissionen in
116 Sitzungen zusammengekommen seien. Dies sei nur moglich dank effizienter
Arbeitsweise der Kommission, dank eines professionell arbeitenden GPK-Sekretariats
und dank der Bereitschaft von Bundesrat und Verwaltungskadern, Red und Antwort zu
stehen. Ohne Diskussion nahm der Standerat vom Bericht Kenntnis.

Wenige Tage spater tat dies auch der Nationalrat. Sie wisse, dass der GPK-Bericht
«nicht das interessanteste Traktandum> sei. Dennoch sei die Aufgabe wichtig und sie
wirde sich freuen, «wenn sie ein Ohr daflir haben», bat Prisca Birrer-Heimo(sp, LU) in
ihrem  Votum als Kommissionssprecherin.  Erst nach  Ermahnung von
Nationalratsprasidentin Iréne Kélin (gp, AG) kehrte allerdings etwas Ruhe im
Nationalratssaal ein und auch die Berichterstatterinnen fir die Subkommissionen,
Yvonne Feri (sp, AG) und Manuela Weichelt (gp, ZG), konnten die wichtigsten Punkte aus
dem Bericht zusammenfassen. '

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Im Februar 2020 widmete sich die SGK-SR einer Motion Bourgeois (fdp, FR) zum
Spurenelement Selen, welche sie einstimmig zur Annahme empfahl. Man beflirworte
das vom Bundesrat in seiner Stellungnahme vorgeschlagene Vorhaben, den Selenstatus
der Schweizer Bevolkerung alle 10 bis 15 Jahre mittels Studie zu untersuchen. Das letzte
Mal habe eine solche Untersuchung 2005 stattgefunden. Fir die Studien wirden von
Blutspenden stammende Blutproben herangezogen, so die SGK-SR in ihrem Bericht.

In der darauffolgenden Frihlingssession folgte das Stockli seiner Kommission
stillschweigend. Dies nachdem Maya Graf (gp, BL) die Uberlegungen der SGK-SR
prasentiert und Alain Berset die Motion im Namen des Gesamtbundesrates ebenfalls
beflirwortet hatte. Man wisse, wie man dieses Monitoring durchfiihren kénne und mit
welchen Organisationen - namentlich mit dem SRK - dies mdglich sei. Weiter erklarte
der Gesundheitsminister, dass die Analysen ohne Weiteres in die vom BLV regelmassig
durchgefuhrten Studien integriert werden kénnten. Berset rechnete fir 2021 mit den
Ergebnissen; ab diesem Zeitpunkt sei es maoglich zu beurteilen, ob spezifische
Massnahmen ergriffen werden mussten. ?

In der Wintersession 2021 befasste sich der Stdnderat mit vier Standesinitiativen der
Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt (Kt.lv. 20.331; Kt.lv. 21.304; Kt.Iv.
21.307; Kt.lv. 21.312), die den Bund dazu auffordern wollten, fiir die wahrend der
ersten Covid-19-Welle entstandenen Ertragsausfalle der Spitaler aufzukommen. Peter
Hegglin (mitte, ZG) erléuterte fiir die SGK-SR, dass es flr eine «seridse Beratung»,
inwiefern sich der Bund finanziell beteiligen soll, den Schlussbericht in Erfullung des
Postulates 20.3135, welcher auf Ende 2023 angekiindigt sei, abzuwarten gelte. Daher
habe die Kommission  den Standesinitiativen keine Folge  gegeben.
Minderheitensprecher Hannes Germann (svp, SH) erwiderte, dass sich der Bund an den
Kosten beteiligen solle, da er mit seinem Durchfihrungsverbot von nicht dringend
angezeigten medizinischen Eingriffen und Therapien das Subsidiaritatsprinzip verletzt
und in die kantonale Autonomie eingegriffen habe. Der dadurch entstandene Schaden
belaufe sich geméass Schatzungen des Dachverbands der Spitaler H+ Ende 2020 auf CHF
1.5 bis 1.8 Mrd. Auch Maya Graf (gp, BL) pladierte flr Folgegeben und bezeichnete die
Spitéler als «unsere wichtigsten Gesundheitsversorger». Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 2
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Enthaltungen) gab das Stockli den Kantonsbegehren knapp keine Folge. ®

Der Standerat beschaftigte sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit einer
Motion Herzog (svp, TG) zur Starkung der Kinder- und Jugendmedizin. Als
Kommissionssprecherin der SGK-SR, die den Vorstoss im Vorfeld mit 7 zu 3 Stimmen
angenommen hatte, setzte sich Maya Graf (gp, BL) fir das Geschéft ein. Sie hob Defizite
in der Versorgung im Bereich der Kinder- und Jugendmedizin hervor, weswegen diese
nun mittels Massnahmen gestéarkt werden musse. Zwar anerkannte die Baselbieterin die
bisher schon begonnenen Arbeiten zur Schliessung der bestehenden Datenlliicken. Um
den Defiziten nachhaltig begegnen zu kénnen, seien jedoch vertiefte und periodische
Analysen erforderlich. Eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG) war indes der Ansicht, dass
seit dem Einreichejahr 2019 bereits Vieles unternommen worden sei - etwa durch
verschiedene Obsan-Studien -, und deshalb kein zusatzlicher Handlungsbedarf
angezeigt sei. Ebenfalls dieser Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er erlduterte,
dass im Kompetenzbereich des Bundes bereits sehr viel erreicht worden sei und man
gegen die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen verstossen musste, wolle
man  darlber hinausgehen. Nichtsdestotrotz  folgte der Stadnderat der
Kommissionsmehrheit und nahm die Motion mit 23 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
an. *

Im Marz 2023 prufte das Stockli eine Standesinitiative aus dem Kanton Genf vor, welche
die Aufnahme von Methoden zur Pravention sexuell iibertragbarer Infektionen in den
Leistungskatalog der OKP forderte. Darunter féllt insbesondere die HIV-
Préaexpositionsprophylaxe. Geméss dem Kanton Genf handle es sich bei Information,
Stigmatisierungsbekdmpfung, effizienter Pravention, friher Diagnose und rascher
Betreuung der infizierten Personen um die wirksamsten Strategien, um HIV- und
anderen sexuell Ubertragbaren Infektionen Einhalt zu gebieten. Maya Graf (gp, BL)
fuhrte als Sprecherin der SGK-SR aus, dass die Kommission zwar ebenfalls der
Auffassung sei, dass eine kohérente und wirksame Politik des Bundes zur Pravention
und Bekdmpfung von sexuell Ubertragbaren Infektionen von entscheidender Relevanz
sei, doch wurden die Kosten fur arztlich angeordnete Massnahmen zur Friherkennung
oder Pravention bei besonders gefédhrdeten Personen bereits heute von der OKP
Ubernommen - genauso wie die Kosten flr alle Untersuchungen bei Verdacht auf HIV
oder andere sexuell Ubertragbare Krankheiten sowie von deren Behandlungen. Zudem
trage die OKP auch die Kosten fur Impfungen gegen Hepatitis B und humane
Papillomaviren. Schliesslich solle das Anfang 2024 in Kraft tretende nationale Programm
zur Uberwachung, Verhiitung und Bekampfung sexuell (ibertragbarer Infektionen 2022
plus (Naps) die Ubertragung von HIV, Hepatitis B und Hepatitis C bis 2030 eliminieren.
Die Kommission empfehle daher einstimmig, der Standesinitiative keine Folge zu geben.
Die kleine Kammer kann diesem Antrag stillschweigend nach. Die Standesinitiative ging
damit an den Nationalrat. °

Eine Motion Humbel (mitte, AG) mit dem Titel «Das Spritzen von Hyaluronsédure und
Botox gehért in die Hand von Arztinnen und Arzten» war in der Friihjahrssession 2023
Gegenstand der standeréatlichen Beratungen. SGK-SR-Sprecherin Maya Graf (gp, BL)
beantragte im Namen der Kommission die Ablehnung des Geschéfts. lhres Erachtens sei
das Anliegen bereits erfullt. Gelegentlich komme es zwar zu nicht gesetzeskonformer
Anwendung von Hyaluronpraparaten, dabei handle es sich allerdings um ein
Vollzugsproblem. Die Kontroll- und Sanktionskompetenz liege bei den Kantonen.
Stillschweigend lehnte die kleine Kammer die Motion ab. ¢

Zusammen mit einer Motion Graf (gp, BL; Mo. 22.3246) befasste sich der Stéanderat in
der Sommersession 2023 mit einem Postulat seiner SGK, das den Bundesrat damit
betrauen wollte, eine mogliche Ausgestaltung der Rechtsgrundlagen fiir Triage-
Entscheidungen in Spitédlern bei Ressourcenknappheit darzulegen. Ein Augenmerk solle
in diesem Zusammenhang insbesondere auf den Diskriminierungsschutz von Menschen
mit einer Behinderung gelegt werden. Als Kommissionssprecher erklarte Erich Ettlin
(mitte, OW) im Rat, dass im Rahmen der Vorprifung der Motion Graf festgestellt
worden sei, dass man anstatt einer rechtlichen Grundlage - wie dies beim Anliegen der
Baselbieterin der Fall gewesen ware - lieber ein Postulat in Auftrag geben mochte. Die
daraus folgende Arbeit des Bundesrates kénne sodann «eine Diskussionsbasis»
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darstellen, um sich mit den «sehr schwierigen Fragen» der Triage auseinanderzusetzen.
Gesundheitsminister Berset ging mit dem Kommissionssprecher zwar einig, dass es
Diskriminierung zu vermeiden gelte und der Zugang zu medizinischer Versorgung fur
alle Menschen gewéhrleistet sein soll. Allerdings bedlrfe es daflir nicht der Regelung
auf Bundesebene, denn auf dieser existierten bereits Ethikrichtlinien, mit denen
Diskriminierung unterbunden werde. Vielmehr mussten die Kantone, bei denen die
Verantwortung fir die Gesundheitsversorgung liege, Massnahmen treffen. Daher
empfehle die Landesregierung das Postulat zur Ablehnung. Der Gesundheitsminister
blieb mit seinem Appell jedoch erfolgslos. Mit 36 zu 1 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
stimmte der Standerat fur den Vorstoss seiner SGK. Maya Graf zog in der Folge ihre
Motion zurtick. ’

Epidemien

Eine offizielle Gedenkfeier fiir die Covid-19-Opfer und ihre Angehdrigen durch das
Schweizer Parlament forderten Greta Gysin (gp, Tl; Po. 21.3069) im Nationalrat und
Maya Graf (gp, BL; Po. 21.3079) im Standerat mittels zweier Postulate. Die Gedenkfeier
solle zusammen mit der Landesregierung stattfinden und eine Mdglichkeit bieten, den
annéhernd 10'000 Opfer der Pandemie in der Schweiz, aber auch den Trauernden und
den Kranken «mit einem kollektiven Gedenken Respekt und unser Mitempfinden»
auszudricken. Wahrend das Blro-SR den Vorstoss von Maya Graf beflrwortete, aber
auf die daflr notwendige Zusammenarbeit mit dem Bundesrat hinwies, lehnte die
Mehrheit des BlUro-NR das Postulat Gysin ab. Entsprechend zog Greta Gysin ihren
Vorstoss im Nationalrat zurlck, nachdem der Standerat das Postulat Graf in der
Sommersession 2021 stillschweigend angenommen hatte.

Im Differenzbereinigungsverfahren zur dritten Revision des Covid-19-Gesetzes
bestanden noch vier offene Punkte: Die Verlangerungen der Geltungsdauer der
Ausnahmebestimmungen beim Aktienrecht, bei den Massnahmen im Kulturbereich und
bei den KAE fur tiefe Einkommen sowie die erganzende Regelung bei den Sportklubs,
wonach diese auch 50 Prozent der Ausfélle aus den Ticketverkdufen vergitet
bekommen sollten, wenn sie ihre Lohnsumme tber die nachsten finf Jahre erhéhen.
Letztere Regelung, welche der Nationalrat auf Antrag der WBK-NR ergénzt hatte, stiess
bei der Mehrheit der WBK-SR auf Unverstiandnis. Man bedauere «die Anderung der
Spielregeln wahrend des laufenden Spiels», betonte Hannes Germann (svp, SH) flr die
Kommission. Zumal in der nationalratlichen Kommission und mit ihr im Nationalrat kein
Widerstand gegen die Regelung auszumachen gewesen sei und zumindest keine
Verordnungsanderung noétig wirde, akzeptierte die standeratliche Kommission die
Regelung, «wenn auch ohne Begeisterung und mit einigen Bedenken». Stillschweigend
bereinigte der Standerat daraufhin diese Differenz.

Keinen Widerspruch von Seiten der WBK-SR gab es bezlglich der nationalratlichen
Anderung beim Aktienrecht: Stillschweigend sprach sich der Standerat nach seinem
Schwesterrat ~ fur  die  Verlangerung  der  Ausnahmeregelung  zu den
Generalversammlungen bis Ende 2021 aus.

Auch die Verlangerung der Erh6hung der KAE bei tiefen Einkommen auf 100 Prozent
bis Ende 2021 hiess der Standerat im zweiten Anlauf ohne Abstimmung gut.

Keine Zustimmung gab der Stadnderat hingegen in der ersten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens zur Verlangerung der Kulturhilfen bis Ende April
2022, wie sie der Nationalrat geschaffen hatte. Eine solche Verlangerung wirde eine
Ausnahme im Covid-19-Gesetz darstellen, dessen Massnahmen grosstenteils bis Ende
2021 begrenzt seien, und dem «Sinn und Geist einer Notfallgesetzgebung»
widersprechen, argumentierte Germann flur die Kommission. Zudem wirde man
dadurch ein Prajudiz fur andere Branchen schaffen. Beide Argumente hob auch
Finanzminister Maurer hervor, der Uberdies darauf hinwies, dass der Bundesrat die
Sondergesetzgebung wenn moglich auf Ende 2021 aufheben mdchte. In der Folge
zeigten sich beide Réte unnachgiebig, der Nationalrat hielt etwa trotz den jeweiligen
Minderheitsantrdgen Gutjahr (svp, TG) mehrmals an der Verldngerung fest. In der
grossen Kammer gewann jeweils das Argument, dass kulturelle Veranstaltungen auch in
absehbarer Zukunft noch «unter erschwerten Bedingungen» durchgefihrt werden
mussten und die Verlangerungsdauer entsprechend mit der Geltungsdauer der Covid-
19-Verordnung fur Publikumsanlasse Ubereinstimme. Die Verlangerung sei folglich nétig,
um Planungssicherheit zu schaffen. Dieses Argument Uberzeugte jedoch den Standerat
nicht, dieser lehnte die Regelung mehrmals ab. In der letzten Runde vor der
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Einigungskonferenz rang sich der Nationalrat durch und verzichtete mit 96 zu 88
Stimmen auf die Verlangerung der Kulturhilfen. Er folgte damit schlussendlich der
Minderheit Gutjahr und stellte sich gegen seine Kommissionsmehrheit, die erneut
Festhalten beantragt hatte.

Damit war die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes aber noch nicht fertig beraten. In
der Zwischenzeit hatte die WBK-NR einen Riickkommensantrag auf die urspringlich
von ihrer Schwesterkommission ergénzte und von beiden Kammern angenommene
Ausnahme von den Zugangsbeschrankungen fiir Inhaberinnen und Inhaber mit einem
Covid-19-Zertifikat bei 6ffentlich zuganglichen Einrichtungen, Veranstaltungen und
Messen angenommen. Entsprechend durften die beiden Kammern diese Regelung
erneut beraten. Nun zeigten sich beide Kommissionen nicht ganzlich zufrieden mit
dieser Regelung, zumal unsicher sei, ob diese «uUberhaupt durchsetzbar sei»
(Germann). Folglich beschéftigte sich der Nationalrat im
Differenzbereinigungsverfahren zuerst noch einmal damit. Die
Kommissionssprechenden Roth Pasquier (mitte, FR) und Aebischer (sp, BE) flhrten
dieselben Argumente gegen die Regelung an wie bei der ersten Behandlung: Sie stelle
eine unndtige Hurde fur den Bundesrat dar und flihre zu einer Zweiklassengesellschaft
fUr Personen mit und ohne Zertifikat. Neu sorgte man sich aber auch davor, dass sich
die Regelung aufgrund ihrer weiten Formulierung nicht nur auf Grossveranstaltungen,
sondern auch auf den Restaurantbesuch beziehen kénnte. Dadurch kénnten zuklnftig
Personen mit Zertifikat im Restaurant «stehen und an Zehnertischen feiern», wahrend
Personen ohne Zertifikat «mit Maske und Registrierung nur an Sechsertischen platziert
werden durften». Daher beantragte die Kommissionsmehrheit einmal mehr die
Streichung der Regelung, wahrend eine Minderheit Kutter (mitte, ZH) dieses Problem
durch eine ausdrickliche Beschrankung der Regelung auf Veranstaltungen und Messen
|6sen wollte. Damit kénne man den Personen mit Zertifikat «einen Teil ihrer
individuellen Freiheiten» zurlickgeben und gleichzeitig die Kapazitdten von
Veranstaltungen und Messen erhdhen. Der Nationalrat folgte jedoch seiner
Kommissionsmehrheit und strich die Bestimmung. Dies kam bei der sténderéatlichen
Kommission nicht gut an: Kommissionssprecher Germann betonte, man habe den
Rickkommensantrag gutgeheissen, um die Regelung zu verbessern, nicht um sie zu
streichen. Der Standerat setzte in der Folge auf den Vorschlag von Philipp Kutter im
Nationalrat und lehnte einen Minderheitsantrag Graf (gp, BL) auf Streichung ab. Da sich
die beiden Kammern in dieser Frage bis zum Schluss des
Differenzbereinigungsverfahrens  nicht einig  wurden, musste dafir eine
Einigungskonferenz einberufen werden. Diese schlug diskussionslos, wie Hannes
Germann betonte, vor, in dieser Frage dem Nationalrat zu folgen und die Bestimmung
zu streichen. Der Stédnderat hiess den Antrag der Einigungskonferenz mit 37 zu O
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut, der Nationalrat stimmte ihm mit 148 zu 9 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) zu.

Die Ergebnisse der Schlussabstimmungen wiederspiegelten diejenigen der
vorangegangenen Revisionen des Covid-19-Gesetzes: Wéhrend der Stédnderat die
Revision mit 44 zu O Stimmen einstimmig annahm, zeigte sich der Nationalrat nicht
génzlich geschlossen: Er nahm die Anderung mit 174 zu 18 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
an, wobei die ablehnenden und enthaltenden Stimmen von Mitgliedern der SVP-
Fraktion stammten. ?

Im August 2022 legte das Biiro-SR seinen Bericht zur in einem Postulat von Maya Graf
(gp, BL; Po. 21.3079) geforderten offiziellen Gedenkfeier fiir die Covid-19-Opfer und
ihre Angehorigen durch das Schweizer Parlament vor. Da das gleichlautende, im
Nationalrat eingereichte Postulat von Greta Gysin (gp, Tl; Po. 21.3069) zuriickgezogen
worden war, sei eine gemeinsame Feier beider Rate nicht moglich, erklarte das Buro.
Der Bundesrat plane seinerseits keine weiteren Gedenkveranstaltungen zuséatzlich zur
landesweiten Schweigeminute vom 5. Méarz 2021. Anfénglich habe das Blro die
Aufhebung der besonderen Lage abgewartet, nun halte es aber einen Gedenkanlass fur
die Pandemieopfer «aufgrund der veranderten weltpolitischen Situation» - die Rede
war vom Krieg in der Ukraine - nicht mehr fir situationsgerecht. Folglich empfahl es die
Abschreibung des Postulats. ™
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In der Wintersession 2022 bereinigte das Parlament die fiinfte Anderung des Covid-19-
Gesetzes, bei der es darum ging zu entscheiden, welche Massnahmen nach der
Ruckkehr in die normale Lage gemass Epidemiengesetz bis Juni 2024 weitergefthrt
werden sollen. Eintreten war im Standerat unbestritten, umstritten war in der Folge nur
die Frage, ob und wie lange die Covid-19-Teststrategie aufrechterhalten wird, wer dafur
zustandig sein wird und wer diese bezahlen soll. Nach Testkosten von CHF 2.1 Mrd. im
Jahr 2021 und laufenden CHF 1.6 Mrd. im Jahr 2022 wirden fir das kommende Jahr
Testkosten in der Héhe von CHF 430 Mio. und fur 2024 Kosten im Umfang von CHF 210
Mio. erwartet, erlduterte Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR). Der Bundesrat hatte
vorgeschlagen, dass die Kantone von Januar bis Marz 2023 fur die vom Bund
abgerechneten Testkosten aufkommen und ab April 2023 neben den Kosten auch fur
die Durchfuhrung und Detailregelungen der Tests zustandig sein sollen. Der Nationalrat
wollte jedoch als Erstrat die Verantwortung fir Durchfihrung und Kosten der Tests bis
Juni 2024 beim Bund belassen. Eine Minderheit Il Stéckli (sp, BE) vertrat die
nationalratliche Position im Stdnderat und argumentierte, dass man das bewéhrte
Testregime so lange fortsetzen solle, wie es notig sei. Eine Ubertragung an die Kantone
sei nicht sinnvoll, da man ansonsten 26 verschiedene Testregimes haben werde. Die
Kommissionsmehrheit pflichtete zwar dem Nationalrat bei, Organisation und Kosten
der Tests bis Ende Marz 2023 beim Bund zu belassen, wollte aber ab April 2023 zum
«Normalzustand» (Dittli) zurtickkehren, also vollstandig auf eine staatliche Finanzierung
der Tests verzichten. In der Folge mussten erneut die Krankenkassen und die
Privatpersonen fur die Kosten aufkommen. Das Testregime sei aufwandig und
kostenintensiv. und bringe nach dem Ende der Grippesaison nur noch wenig,
argumentierte der Kommissionssprecher. Als Kompromiss zwischen den beiden
Positionen bezeichnete Maya Graf ihre Minderheit |, welche die Verantwortung wie der
Bundesrat ab April 2023 den Kantonen Ubertragen, im Gegensatz zur Regierung jedoch
die Kosten bis Ende Marz 2023 noch dem Bund belasten wollte. Einen etwas anderen
Ansatz verfolgte eine Minderheit Il Hegglin (mitte, ZG), welche die Testkosten nur bei
einer besonderen Lage gemass Epidemiengesetz vom Bund abgelten lassen wollte - mit
dieser Regelung wirden die Tests somit Ende 2022 auslaufen. Seit der Riuckkehr in die
normale Lage habe man keine Massnahmen gegen die Pandemie mehr ergriffen,
entsprechend sei es auch nicht mehr zentral, eine «Ubersicht (ber die
epidemiologische Entwicklung» zu haben - die man Uberdies durch Abwasserproben
gunstiger haben koénne, begrindete der Minderheitensprecher seinen Antrag.
Gesundheitsminister Alain Berset flrchtete vor allem die Verbindung der Tests mit der
Lage gemass Epidemiengesetz, zumal dies den Druck - auch der Kantone - zur
Ruckkehr in die besondere Lage verstarken kénne. Er beantragte dem Rat folglich, beim
bundesratlichen Vorschlag zu bleiben. In der Ausmehrung setzte sich jedoch der Antrag
der Minderheit Il Hegglin durch. Der Sténderat entschied sich somit fur die
Verknupfung der Testkostenlibernahme mit der Lage gemass Epidemiengesetz und
schuf eine erste Differenz zum Nationalrat.

Stillschweigend folgte der Stédnderat seiner Kommission bei der Frage der
Vorhalteleistungen: Der Nationalrat hatte vorgeschlagen, dass die Kantone
Finanzierungsvereinbarungen fur ausserkantonale  Covid-19-Patientinnen  und
-Patienten abschliessen sollten. Die Kantone hatten sich aufgrund des grossen
administrativen Aufwands dagegen gewehrt, zudem kritisierte die SGK-SR, dass ein
solches Vorgehen gegen die Regeln der Spitalfinanzierung verstosse. Der Standerat
lehnte die Regelung folglich ab und schuf eine zweite Differenz zum Nationalrat.
Hingegen stimmte er - wie vom Nationalrat vorgeschlagen - fur die Aufrechterhaltung
der Regelung, wonach Nationalratinnen und Nationalrate bei Covid-19-Quarantane oder
-Isolation - sollten diese wieder notig werden - in Abwesenheit abstimmen kénnen.
Einstimmig nahm der Standerat den Entwurf in der Folge an (mit 43 zu O Stimmen). ™
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Medizinische Forschung

Als Zweitrat befasste sich der Standerat in der Herbstsession 2021 mit einer Motion
Graf (sp, BL) zur One-Health-Strategie mit systemischer Erforschung der Verbreitung
von Antibiotikaresistenzen. Als Kommissionssprecherin ergriff die Motionarin gleich
selbst das Wort. Die SGK-SR spreche sich mit 8 zu O Stimmen (bei 3 Enthaltungen) fur
das Geschaft aus, da es sich bei der Wirksamkeitsbewahrung von Antibiotika und beim
Vorbeugen von Resistenzen um eine essenzielle gesundheitspolitische Aufgabe handle.
In diesem Kontext strich die Baselbieterin die Bedeutung der Zusammenhange
zwischen Mensch, Tier, Pflanzen und der gemeinsamen Umwelt im Rahmen des One
Health-Ansatzes hervor. Antibiotikaresistenzen wirden zwar bereits in mehreren
Forschungsprojekten aufgegriffen, Untersuchungen, welche dem besseren Verstandnis
der komplexen systematischen Zusammenhédnge dienten, fehlten indes bislang.
Gesundheitsminister Berset unterstutzte die Motion. Er hob den politischen Ansatz des
Vorstosses hervor, mit dem die Gesundheit von Mensch und Tier zusammengebracht
werden soll. Seit 2013 umfasse das EDI nicht nur das BAG, sondern auch das BLV,
wodurch Synergien geschaffen worden seien. Mit der Unterstitzung des Parlaments
wolle man den eingeschlagenen Weg gerne weiterverfolgen. Im Anschluss an diese
Wortmeldung nahm der Standerat die Motion stillschweigend an. ™

Sozialversicherungen
Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eineinhalb Monate nach Anpassung der Regeln zur Kurzarbeitsentschadigung an die
Corona-Krise reichte Maya Graf (gp, BL) eine Motion ein, gemass der die
Kurzarbeitsentschadigung fiir Einkommen bis CHF 4'000 wahrend der Corona-
Pandemie 100 Prozent des Monatslohns, statt wie bis anhin 80 Prozent, betragen soll.
Haushalte mit tiefen, nicht existenzsichernden Einkommen seien besonders stark von
der Krise betroffen und man mdisse verhindern, dass diese Personen unter das
Existenzminimum gerieten und «in die Sozialhilfe gedrangt» wiirden. Ahnliche
Motionen hatten zuvor auch Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH; Mo. 20.3364) und Cédric
Wermuth (sp, AG; Mo. 20.3192) eingereicht.

Der Bundesrat erwiderte in seiner Stellungnahme, dass das Ziel der KAE eben nicht in
der Existenzsicherung der Arbeitnehmenden, sondern in der Verhinderung einer
Ganzarbeitslosigkeit liege. Die vorgeschlagene Ausdehnung der KAE wirde die
entsprechenden Ausgaben um schatzungsweise 3 Prozent erhéhen. Der Bundesrat
habe der ausserordentlichen Situation aber Rechnung getragen, indem im Moment die
Einkinfte aus Zwischenbeschaftigungen wahrend dem KAE-Bezug bei der
Kurzarbeitsentschadigung nicht mehr abgezogen wuirden, wodurch Betroffene ihr
Einkommen Uber ihren bisherigen Lohn hinaus aufbessern konnten.

In der Herbstsession 2020 wies der Stadnderat die Motion der SGK-SR zur
Vorbehandlung zu. Dabei kdnne man Uberprufen, ob die Zuweisung der Personen an die
Sozialhilfe gleich teuer komme wie die Erhéhung der KAE flr tiefere Einkommen,
argumentierte Charles Juillard (cvp, JU), der die Uberweisung an die Kommission
beantragt hatte.

Das Parlament habe die Forderung der Motionérin, die Kurzarbeitsentschadigungen fiir
Einkommen bis CHF 4'000 wahrend der Corona-Pandemie auf 100 Prozent des
Monatslohns zu erhéhen, im Rahmen der ersten Anderung des Covid-19-Gesetzes in
der Wintersession 2020 erfullt, begrindete die Mehrheit der SGK-SR im Januar 2021
ihren Antrag auf Ablehnung der Motion. Eine Kommissionsminderheit um Motionarin
Maya Graf (gp, BL) beantragte aber dennoch, den Vorstoss anzunehmen, weil die
Regelung im Covid-19-Gesetz bis Ende Méarz 2021 begrenzt sei, das Problem aber
voraussichtlich auch noch langer bestehen werde. Nachdem das Parlament die
entsprechende Regelung in der Frilhjahrssession 2021 in der zweiten Anderung des
Covid-19-Gesetzes jedoch bis Ende Juni 2021 verlangert hatte, zog die Motionarin ihren
Vorstoss Anfang Marz 2021 zurtick. "
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